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Gestützt auf die §§ 47 ff. des Planungs- und Baugesetzes des Kantons Thurgau 
(PBG) vom 1. April 1996 sowie die §§ 10 ff. des Einführungsgesetzes zum Gewäs-
serschutz (EG GSchG) vom 5. März 1997 erlässt die Gemeinde ............................ 
die nachfolgende 
 
 
 
Beitrags- und Gebührenordnung für die Kanalisationen 
 
 
A. Allgemeines 
 
Grundsatz Art. 1  1 Die Gemeinde erhebt zur Finanzierung der Kana-

lisationen und zentralen Abwasserreinigungsanla-
gen von den Grundeigentümern Erschliessungs-
beiträge, Anschlussgebühren und wiederkehrende 
Gebühren. 

2 Die Summe aller Beiträge und Gebühren darf die 
Gesamtheit der der Gemeinde verbleibenden 
Kosten nicht überschreiten. 

 
Grundstücke 
ausserhalb  
der Bauzonen 

Art. 2  Bei überbauten Grundstücken ausserhalb der 
Bauzonen, für welche die Gemeinde Kanalisatio-
nen erstellt, ist die anrechenbare Bruttoge-
schossfläche massgeblich. Es gilt der Abfluss-
koeffizient 1. 

 

Anzahlungen, 
Sicherstellung 
und Verzinsung 

Art. 3 1 Zur Sicherstellung von Beiträgen und Anschluss-
gebühren kann der Gemeinderat von den Grund-
eigentümern nach Massgabe des Baufortschrittes 
angemessene Anzahlungen oder andere Sicher-
heiten bis zu höchstens 50 % der mutmasslich 
anfallenden Beträge erheben. 

2 Für Erschliessungsbeiträge und Anschlussgebüh-
ren besteht neben der persönlichen Haftung des 
Schuldners ein gesetzliches Grundpfandrecht ge-
mäss § 68 des Einführungsgesetzes zum Schwei-
zerischen Zivilgesetzbuch, das ohne Eintragung in 
das Grundbuch sämtlichen anderen Pfandrechten 
vorgeht. 

3 Werden die öffentlichen Abgaben dieses Regle-
ments nicht innert 30 Tagen seit deren Fälligkeit 
bezahlt, so sind die ausstehenden Beträge zum 
Zinssatz der Thurgauer Kantonalbank für Darle-
hen an öffentliche Körperschaften zu verzinsen.  
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Stundung Art. 4 1 Auf begründetes Gesuch kann die Gemeindebe-
hörde Beitragspflichtigen eine Stundung bis zu 
acht Jahren gewähren, sofern es ihnen ohne er-
hebliche Beeinträchtigung ihrer wirtschaftlichen 
Lage nicht möglich ist, ihrer Verpflichtung sofort 
nachzukommen. 

2 Bei einer Handänderung oder mit der Erteilung 
einer Baubewilligung für das betreffende Grund-
stück fällt die Stundung dahin. 

3 Gestundete Beiträge sind zu verzinsen und kön-
nen auf Anmeldung der Gemeindebehörde im 
Grundbuch angemerkt werden. Der Zinsfuss rich-
tet sich nach § 49 Absatz 3 des Planungs- und 
Baugesetzes. 

 
Sonderregelun-
gen 
 
 
 

Art. 5  Wo die festgesetzten Beiträge und Gebühren zu 
offensichtlich ungerechtfertigten Ergebnissen füh-
ren, trifft der Gemeinderat nach pflichtgemässem 
Ermessen abweichende Verfügungen. 

 
Rechtsmittel Art. 6  Gegen Veranlagungsverfügungen des Gemeinde-

rates kann innert 20 Tagen ab der Zustellung 
beim Departement für Bau und Umwelt des Kan-
tons Thurgau schriftlich und begründet Rekurs er-
hoben werden. 

  
 
 
B. Erschliessungsbeiträge 
 
Grundsätze  Art. 7 1 Erfahren Grundstücke durch den Bau, den Aus-

bau oder die Korrektion von Kanalisationen be-
sondere Vorteile, so werden die Grundeigentümer 
zu Beiträgen herangezogen. 

2 Die Beiträge dürfen den Mehrwert des Grund-
stückes nicht übersteigen. Sie werden nach den 
für das Werk zu deckenden Kosten bemessen 
und auf die Grundeigentümer nach Massgabe des 
ihnen erwachsenden Vorteils verlegt. 

3 Ein besonderer Vorteil entsteht in der Regel dann, 
wenn ein Grundstück eine Anschlussmöglichkeit 
an die kommunale Kanalisation erhält und es ent-
weder überbaut oder in öffentlich-rechtlicher Hin-
sicht überbaubar ist. Ein Sondervorteil und damit 
die Beitragspflicht ist auch gegeben, wenn die 
Kanalisation nicht genutzt wird. 
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4 Als überbaubar im Sinne dieses Reglements gel-
ten Grundstücke in der Bauzone gemäss jeweils 
gültigem Zonenplan. 

5 Die Kosten des Hausanschlusses ab dem An-
schlusspunkt der Gemeindekanalisation gehen zu 
Lasten der Grundeigentümer 

 
Begriff der 
Anlagekosten 

Art. 8  Als Anlagekosten gelten die Kosten der Projektie-
rung und Bauleitung, des Landerwerbs und des 
Erwerbs anderer dinglicher Rechte, die Baukosten 
und Bauzinsen sowie allfällige Kosten für An-
passungen, Inkonvenienzentschädigungen, Ver-
marktung, Vermessung, Grundbuchgebühren und 
Lastenbereinigung. 

 
Massgebliche 
Grundstücks-
fläche 

Art. 9 1 Als massgebliche Grundstücksfläche zur Berech-
nung der Erschliessungsbeiträge zählt die ge-
samte Fläche eines neu oder besser erschlosse-
nen Grundstücks, abzüglich allfälliger Flächen, die 
aus öffentlich-rechtlichen Gründen nicht über-
baubar und für die Ausnützung nicht anrechenbar 
sind. 

2 Gelten gemäss Zonenplan und Baureglement für 
die beitragspflichtigen Grundstücke unterschiedli-
che Zonenvorschriften (Ausnützungsziffern), so 
sind diese anteilsmässig zu berücksichtigen. 

 
Bemessungs-
grundsätze 

Art. 10 1 Der Gemeinderat verlegt die Anlagekosten auf die 
beitragspflichtigen Grundeigentümer nach Mass-
gabe des ihnen erwachsenden Vorteils (prozen-
tuale Kostenüberwälzung gemäss § 53 PBG). 

2 Der von den beitragspflichtigen Grundeigentü-
mern gemeinsam zu tragende Gesamtbeitrag wird 
auf die Grundeigentümer im Verhältnis der mass-
geblichen Grundstücksfläche verteilt.  

3 Muss eine Anlage allein wegen einzelner Verur-
sacher grösser als üblich dimensioniert werden, 
so gehen die Mehrkosten in der Regel voll zu de-
ren Lasten. Dasselbe gilt sinngemäss, wenn Aus-
bauten allein wegen einzelner Verursacher erfor-
derlich sind. Allfällige Interessen Dritter sind dabei 
abzuwägen und zu berücksichtigen. 
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Erschliessung 
von mehreren 
Seiten 

Art. 11  Dienen einem Grundstück wegen seiner Tiefe 
oder Nutzung Kanalisationsanlagen von mehreren 
Seiten, so ist die Grundstücksfläche im Perime-
terplan den jeweiligen Kanalisationen zuzuordnen 
und der Grundeigentümer hat sich entsprechend 
dem jeweiligen Mehrwert der verschiedenen Flä-
chen an den Kosten der Kanalisationsleitungen zu 
beteiligen. 

 
Schuldner 
 

Art. 12  Schuldner der Beiträge ist der Eigentümer des 
Grundstücks zum Zeitpunkt der Fertigstellung der 
Erschliessungsanlage. 

Fälligkeit der 
Beiträge 

Art. 13 1 Die Beiträge werden mit der Fertigstellung der 
Kanalisationsleitung  und mit der Rechtskraft der 
Veranlagungsverfügung (definitiver Kostenvertei-
ler) fällig. 

2 Die Zahlungsfrist beträgt 30 Tage ab Fälligkeits-
datum. 

 
Verfahren, 
Rechtsmittel 

Art. 14 1 Der Gemeinderat erstellt den Kostenverteiler. 
 Dieser enthält: 
 a) Die Bezeichnung der Grundstücke bzw. 

Grundstücksteile, die durch die Kanalisation 
erschlossen werden, 

 b) das Verzeichnis der Eigentümer, 
 c) die prozentuale Überwälzung der Gesamtkos-

ten auf die Grundeigentümer, 
 d) die mutmassliche Höhe der gemäss Kosten-

voranschlag zu erwartenden Beiträge. 
2 Der Kostenverteiler wird den betroffenen Grund-

eigentümern zugestellt und mit einem allfälligen 
Gestaltungsplan oder mit dem Bauprojekt wäh-
rend 20 Tagen öffentlich aufgelegt. 

3 Wer ein schutzwürdiges Interesse hat, kann wäh-
rend der Auflagefrist gegen den Ausschluss oder 
den Einbezug von Grundstücken sowie gegen die 
Beitragspflicht als solche, gegen die prozentuale 
Überwälzung der Gesamtkosten oder gegen die 
Höhe des Beitrages beim Gemeinderat Einspra-
che erheben. 

4 Nach Fertigstellung der Kanalisationsanlage sind 
die Bauabrechnung und der definitive Kosten-
verteiler den betroffenen Grundeigentümern zur 
Kenntnis zu bringen. 
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  5 Einsprachen gegen die Bauabrechnung oder den 
definitiven Kostenverteiler sind innert 20 Tagen 
beim Gemeinderat zu erheben. 

 
 
C. Anschlussgebühren  
 
Grundsatz Art. 15  Die Gemeinde erhebt einmalige Anschlussgebüh-

ren für den Bau oder Ausbau der Kanalisationen 
und der zentralen Abwasserreinigungsanlage. 

 
Schuldner, 
Gebührenpflicht 

Art. 16 1 Anschlussgebühren werden von Grund- bzw. 
Baurechtseigentümern geschuldet, deren Bauten 
und Anlagen an die Kanalisation angeschlossen 
werden. Massgeblich ist der Zeitpunkt des An-
schlusses. 

2 Eine Gebührenpflicht entsteht ebenfalls bei bauli-
chen Erweiterungen oder Nutzungsänderungen 
angeschlossener Liegenschaften. Bei einer Re-
duktion der Beanspruchung der Kanalisation be-
steht kein Anspruch auf Rückerstattung von An-
schlussgebühren.  

3 Beim Wiederaufbau eines abgebrochenen oder 
durch Elementargewalt zerstörten Gebäudes wer-
den früher geleistete Anschlussgebühren ange-
rechnet, sofern die Baueingabe für den Wieder-
aufbau bzw. Neubau innert 5 Jahren seit der Zer-
störung erfolgt. 

 
Bemessungs-
grundlagen,  
Gebührenhöhe 

Art. 17 1 Die Anschlussgebühr ist abhängig von der Ab-
wasserfracht sowie  von der Grösse der entwäs-
serten Fläche unter Berücksichtigung des Ab-
flusskoeffizienten gemäss dem Generellen Ent-
wässerungsplan (GEP).  

2 Das separate Ableiten oder Versickern von Dach- 
und evtl. Platzwasser kann durch Multiplizieren 
mit einem entsprechenden Abschlagsfaktor be-
rücksichtigt werden. Es gelten die Abschlagsfak-
toren gemäss Richtlinien des VSA/FES. 

3 Die Gebührenhöhe wird im Anhang zu diesem 
Reglement festgelegt. 

 
Fälligkeit Art. 18  Die Anschlussgebühren werden mit dem An-

schluss der jeweiligen Liegenschaft an die Kanali-
sation bzw. mit der Fertigstellung des Ausbaus ei-
ner übergeordneten Anlage fällig. Sie sind innert 
30 Tagen ab Rechnungsstellung zu bezahlen. 
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D. Wiederkehrende Gebühren  
 
Grundsatz Art. 19 1 Wiederkehrende Gebühren sind die von den 

Grundeigentümern zu leistenden Abgaben, wel-
che für die Kosten von Bau, Erneuerung, Erweite-
rung, Betrieb und Unterhalt von Kanalisationen 
und zentralen Abwasserreinigungsanlagen zu 
verwenden sind. 

2 Die wiederkehrenden Gebühren setzen sich zu-
sammen aus einer Grundgebühr sowie einer 
Mengengebühr. 

 
Schuldner, 
Gebührenpflicht 

Art. 20  Schuldner der wiederkehrenden Gebühren ist 
grundsätzlich der Grund- bzw. der Baurechtsei-
gentümer, von dessen Liegenschaft aus die Ka-
nalisationsanlagen benützt werden. 

 
Bemessungs- 
grundsätze, 
Gebührenhöhe 
 

Art. 21 1 Die wiederkehrenden Gebühren sind nach Mass-
gabe des Kostendeckungs- und Verursacherprin-
zips im Rahmen einer Vollkostenrechnung  unter 
Einbezug der Kosten für die Amortisation bzw. 
Werterhaltung der Kanalisations- und Abwasser-
reinigungsanlagen festzulegen. 

2 Die Gebührensätze werden im Anhang zu diesem 
Reglement festgelegt. 

 
Grundgebühr Art. 22 1

 Die Grundgebühr wird aufgrund der Grundstücks-
fläche sowie dem der Fläche zugewiesenen Ent-
wässerungskoeffizienten gemäss GEP berechnet. 

2 Für die Einleitung von Strassenabwässern in die 
Siedlungsentwässerungsanlagen hat die Gemein-
de im Sinne von Abs. 1 einen kostendeckenden 
Beitrag aus allgemeinen Mitteln zu leisten. 

Mengengebühr Art. 23 1 Die Mengengebühr wird aufgrund der Abwasser-
menge und der Schmutzstofffracht erhoben. Für 
Die Bemessung der Abwassermenge wird grund-
sätzlich auf den Frischwasserverbrauch abge-
stellt. 

2 Wird das bezogene Frischwasser nachgewiese-
nermassen und rechtmässig zu einem wesentli-
chen Teil nicht der Abwasserreinigungsanlage 
zugeführt, so kann vom Gemeinderat auf begrün-
deten Antrag des Gebührenpflichtigen hin eine 
entsprechende Reduktion der Mengengebühr vor-
genommen werden. 
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  3 Wird Wasser, das nicht aus der öffentlichen Was-
serversorgung stammt, nachgewiesenermassen 
der Abwasserreinigungsanlage zugeleitet, so ist 
eine entsprechende Erhöhung der Mengengebühr 
vorzunehmen. 

4 Vom Abwasserverband direkt belastete Gross-
einleiter  sind von der Entrichtung der Mengenge-
bühr befreit. 

5 Bei neuen Bauten oder Betrieben werden im ers-
ten Jahr nach erfolgtem Anschluss provisorische 
Abwassermengen und Schmutzstofffrachten, ba-
sierend auf Erfahrungswerten vergleichbarer Bau-
ten oder Betrieben, festgelegt. Aufgrund der er-
mittelten Werte des ersten Jahres wird die defini-
tive Gebühr bestimmt. Allfällige Differenzen wer-
den zinspflichtig nachbelastet bzw. verzinst zu-
rückerstattet. 

6 Der Gemeinderat kann zu Lasten der Betroffenen 
Mengenmessungen anordnen. 

 

Schmutzstoff-
fracht 

Art. 24 1 Für übliches häusliches Abwasser gilt der Ge-
wichtungsfaktor 1. 

2 Für gewerbliches oder industrielles Abwasser wird 
der Gewichtungsfaktor anhand der Abwasserbe-
lastung ermittelt. Es gelten die Richtlinien des 
VSA/FES. Bei Saisonbetrieben sind die Werte 
massgebend, die an mindestens 15 Tagen pro 
Jahr erreicht oder überschritten werden. 

 

Fälligkeit Art. 25 1 Die wiederkehrenden Gebühren werden (halb)-
jährlich erhoben. Zusätzlich kann eine Akonto-
rechnung gestellt werden. 

2 Die Gebühren sind innert 30 Tagen nach Rech-
nungsstellung zu bezahlen.  

 
 
 
E. Schlussbestimmungen 
 
Inkrafttreten Art. 26  Diese Beitrags- und Gebührenordnung für die Ka-

nalisationen tritt nach der Genehmigung durch die 
Gemeindeversammlung und den Regierungsrat 
auf einen vom Gemeinderat festzusetzenden Zeit-
punkt in Kraft. 
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Ausserkrafttreten 
bisheriger Erlas-
se 

Art. 27  Diese Beitrags- und Gebührenordnung für die 
Kanalisationen ersetzt alle dazu im Widerspruch 
stehenden früheren Bestimmungen über Beiträge 
und Gebühren. 

 
 
 
 
 
 
(Ort), (Datum) Der Gemeindeammann: 
 
 
 
 
    Der Gemeindeschreiber: 
 
 
 
 
Von der Gemeindeversammlung beschlossen am ............................................ 
 
 
 
Vom Regierungsrat genehmigt mit RRB Nr. .......... vom ........................................ 
 
 
 
Vom Gemeinderat in Kraft gesetzt per ........................................ 
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Anhang zur Beitrags- und Gebührenordnung für die Kanali-
sationen 
 
 
A. Anschlussgebühr 

 
(m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient1) x Fr. ...... /m2)  + 
(EWG2)    x   ............Fr.) 

 
1) gemäss GKP oder GEP 
2)  1 EWG gemäss VSA/FES Richtlinien = 62 m3 Frischwasserbezug/Jahr gewichtet mit dem 

Faktor für die Schmutzstofffracht gemäss Art. 24 Abs. 2. 
 
 
B. Wiederkehrende Gebühren 
 
a) Grundgebühr 

m2 Grundstücksfläche    x   Abflusskoeffizient1)    

x    Fr. ........ /m2 

 
 1) gemäss GKP oder GEP 
 
b) Mengengebühr 

m3 Abwassermenge    x    Gewichtungsfaktor    
x    Fr. ......../m3 

 
 
 
 
(Ort), (Datum) Der Gemeindeammann: 
 
 
 
    Der Gemeindeschreiber: 
 
 
 
Von der Gemeindeversammlung beschlossen am .............................................. 
 
 
 
Vom Regierungsrat genehmigt mit RRB Nr. .......... vom ............................................ 
 
 
 
Vom Gemeinderat in Kraft gesetzt per ........................................ 


